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Kein Mut zur Entscheidung 
Müller drückt sich vor der finanziellen Wahrheit  
 
 
ie am Donnerstag von Verkehrsminister Ulrich Müller bekannt gegebene Liste vordringlicher 

Maßnahmen des Bundesfernstraßenbaus im Land ruft weiter Kritik hervor. Der 

verkehrspolitische Sprecher der Grünen im Landtag, Boris Palmer, bezeichnete die Liste als 

„Müllers inhaltliche Rücktrittserklärung“. Müller habe aus Angst vor Protesten der 

Straßenbaulobby auf eine wirksame Projektauswahl verzichtet und stattdessen eine reine 

Wunschliste zusammengestellt. „Damit hat Müller jeden politischen Gestaltungsanspruch 

aufgegeben und sich zum nölenden Statisten degradiert“ sagte Palmer. 

Die finanziellen Forderungen des Landes an den Bund stehen nach Ansicht der Grünen in 

einem krassen Missverhältnis zur Ebbe in den öffentlichen Kassen. Müller selbst behauptet, 

den Bundeshaushalt lediglich mit 210 Mio. € jährlich in Anspruch zu nehmen. Nach Palmers 

Berechnungen verlangt Müller jedoch 590 Mio. € pro Jahr, davon 510 Mio. € aus dem 

Bundeshaushalt. Müller verlängere die Geltungsdauer des Bundesverkehrswegeplans 

eigenmächtig um 8 Jahre und unterstelle eine Umschichtung bislang für Schiene und 

Wasserstraße vorgesehener Investitionsmittel in den Straßenbau im Volumen von 3 Mrd. € 

bundesweit. 

Müllers Forderung von umgerechnet 1,15 Mrd. Mark pro Jahr für Straßenneubau stehen 

Investitionen der Jahre 1995-1998 von 375 Mio. DM jährlich gegenüber. „Müller verlangt das 

Dreifache der durchschnittlichen Bundesmittel der Jahre 1995-1998. Das ist antiökologisch 



und so realistisch wie ein Wunschzettel an den Weihnachtsmann. Ansonsten verlangt die 

CDU immer, die Ansprüche an den Staat müssten zurückgeschraubt werden. Im Straßenbau 

gilt anscheinend das Gegenteil“, sagte Palmer. Müllers Forderung habe außerdem 

Folgekosten, über die der Minister kein Wort verliere. Schon heute gibt der Bund laut Palmer 

jeden zweiten Euro für die Erhaltung des bestehenden Straßennetzes aus. 

Eine genaue Durchsicht der Projekte hat für Palmer ergeben, dass Müller an keiner einzigen 

Position Sparvorschläge einbringe. So hätten andere Bundesländer im Anmeldeverfahren auf 

Projekte ganz verzichtet. Baden-Württemberg habe hingegen den gesamten vordringlichen 

Bedarf des Jahres 1992 unverändert weiter geschleppt und sogar neue Projekte im Wert von 

600 Mio. € hinzugefügt. Nicht einmal den Verzicht auf einzelne Spuren habe der Minister 

gewagt. Palmer: „Für Müller hat sich die Welt in den letzten zehn Jahren nicht verändert. 

Kein einziges Straßenbauprojekt ist verzichtbar geworden. Jede noch so alte Planung soll 

unverändert verwirklicht werden. Ein Armutszeugnis.“ 

Die Landesgrünen haben dem Bund eine eigene Prioritätenliste übermittelt. Sie fordern darin 

die Streichung zahlreicher ökologisch und verkehrlich unsinniger Projekte aus dem 

vordringlichen Bedarf und eine Konzentration der verfügbaren Mittel auf besonders 

umweltfreundliche Projekte mit großer Entlastungswirkung für die Bevölkerung. Außerdem 

wollen sie durch abgespeckte Varianten massiv Kosten sparen. 

Als Beispiele vorzugswürdiger Projekte nannte Palmer den Bau von Umweltschutztunneln in 

Schwäbisch Gmünd, Freiburg, Ravensburg und Tübingen. Streichen wollen die Grünen unter 

anderem den sechsspurigen Ausbau der A5, die B 535 OU Schwetzingen, der Neubau der B 

28 von Tübingen bis Freudenstadt oder den Stuttgarter Nordostring. Kostensparenden 

zweispurigen statt vierspurigen Neubau verlangen die Grünen zum Beispiel im Falle der B 14 

Winnenden-Backnang, der B 29 Schwäbisch Gmünd-Aalen, der B 27 bei Tübingen oder der 

B 30 bei Ravensburg. Auch die Hochrheinautobahn solle als zweispurige Bundesstraße statt 

realisiert werden. 

Palmer nannte als realistischen Finanzrahmen für die nächsten 12 Jahre eine Summe von 3 

Milliarden €. Davon seien Kosten von 700 Millionen € für die Schuldentilgung  privat 

vorfinanzierter Projekte abzuziehen. Einen Sicherheitszuschlag von 20% eingerechnet sollte 

der vordringliche Bedarf nach Ansicht der Landesgrünen daher etwa 3 Milliarden € 

umfassen. Palmer: „Aus Müllers Wunschliste wird die Hälfte wegfallen müssen.“ 

Die einzige Möglichkeit, den finanziellen Spielraum des Landes deutlich zu erhöhen, besteht 

nach Ansicht Palmers in einer neuen Verteilung des Geldes zwischen Ost und West. „Wenn 



Müller wirklich mehr Geld braucht, dann muss er nicht an Stolpe, sondern an die 

Ostdeutschen Ministerpräsidenten schreiben. Das wäre sogar gerechtfertigt, denn im Osten 

entstehen viele unnötige Straßen neu. Aber selbst dazu fehlt Müller der Mut.“  


